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Dietmar Frommberger/Fabienne-Agnes Baumann
Zwischen Staat und Markt
Aufbau und Weiterentwicklung kooperativer Steuerungsformen 
in der Berufsbildung
Zusammenfassung: Weltweit ist die Entwicklung kooperativer Steuerungsmechanismen 
zu beobachten, die der Verbindung staatlich gelenkter und marktwirtschaftlich geprägter 
beruflicher Qualifizierungsansätze dienen. Eine besondere Herausforderung liegt in der 
nachhaltigen Einbeziehung der Unternehmen in die Berufsbildung und von organisierten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen. Im vorliegenden Beitrag werden international 
verbreitete Steuerungsmodelle vorgestellt, typische Ansätze zur Weiterentwicklung ko-
operativer Steuerungsformen in der Berufsbildung dargestellt und konkrete Erfahrungen 
aus zwei Schwellenländern (Brasilien und Südafrika) präsentiert.
Schlagworte: Berufsbildung, Governance, Kooperative Steuerung, Brasilien, Südafrika
1. Einleitung
Im vorliegenden Beitrag werden Veränderungen in der Anlage der politischen Steue­
rung der beruflichen Bildung thematisiert. Im Mittelpunkt steht die Frage, welche Steue­
rungsansätze sich international­vergleichend unterscheiden lassen und welche Wei­
terentwicklungen in verschiedenen Ländern zu beobachten sind. Grundsätzlich sind 
weltweit Bestrebungen zu erkennen, die auf eine Verbindung staatlicher und privatwirt­
schaftlicher Interessen zur Ausgestaltung der beruflichen Bildung zielen. Diese Ent­
wicklung hin zu kooperativen Steuerungsformen wird hier näher betrachtet und mit Be­
zügen zu zwei Fällen (Brasilien und Südafrika) illustriert.
Eine nachhaltige Koordinierung zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen 
Regulierungsansprüchen und marktwirtschaftlich geprägten Interessen ist häufig nur in 
Ansätzen zu beobachten (z. B. in bestimmten Regionen oder Branchen). In flächende­
ckender Form bzw. landesweiter Verankerung existieren solche Berufsbildungsstruk­
turen traditionell nur in sehr wenigen Ländern. Unter anderem sind es Modernisie­
rungsansätze, die zu Veränderungen dieser Regelungssysteme führen. Konkret erfahren 
kooperative Regelungsformen eine wachsende Bedeutung. Weltweit wird versucht, zum 
Beispiel im Rahmen der Zusammenarbeit mit Entwicklungs­ und Schwellenländern, 
aber auch in Europa und im Kontext der Europäischen Berufsbildungspolitik, koope­
rative Formen der Steuerung aufzubauen und weiterzuentwickeln. Dort, wo schulische 
Berufsbildungssysteme vorherrschen, wird die Nähe zur Privatwirtschaft ausgebaut. 
Deregulierte, marktwirtschaftlich geprägte Qualifizierungsansätze werden verbunden 
mit Abschlussstrukturen, Prüfungsstandards und Zertifizierungssystemen, um die For­
men des informellen innerbetrieblichen Lernens einzubinden in eine landesweit trans­
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parente Qualifikationsstruktur. Privatwirtschaftliche Gestaltungsfreiheit wird mit einer 
öffentlich­rechtlich und politisch motivierten Standardisierungsabsicht verbunden. 
Diese Entwicklungen sind nicht das Ergebnis von einseitigen Transferbemühungen. Es 
handelt sich vielmehr um Entwicklungen, die in den Ländern angestoßen werden. Die 
Übertragung bestimmter bewährter Berufsbildungssysteme, z. B. des dualen Systems, 
auf andere Länder wurde zwar immer wieder versucht, scheiterte jedoch überwiegend 
(vgl. Stockmann, 1996, 1997).
In Kapitel 2 werden die Merkmale kooperativer Berufsbildungsstrukturen skizziert, 
und zwar in Abgrenzung zu rein staatlich und rein marktwirtschaftlich geprägten Mo­
dellen. Anschließend, in Kapitel 3, wird in allgemeiner Hinsicht auf die Bemühungen 
eingegangen, kooperative Berufsbildungsstrukturen in solchen Ländern aufzubauen 
und weiterzuentwickeln, wo dieser Steuerungsansatz traditionell nicht verankert ist. 
Der Blick ist dort auf die Entwicklung von Ordnungsmitteln und nationalen Berufsbil­
dungsagenturen gerichtet. In Kapitel 4 wird näher auf zwei Länderbeispiele eingegan­
gen, konkret auf die Erfahrung mit der Entwicklung kooperativer Steuerungsstrukturen 
in Brasilien und Südafrika.
Inhalte des vorliegenden Beitrages sind zum Teil im Rahmen einer Auftragsstudie 
für die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) und die deut­
sche Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) erarbeitet worden, an welcher die Autoren 
dieses Beitrages beteiligt waren. Die Ergebnisse dieser Auftragsstudie, die deutlich über 
die hier vorgelegten Auszüge hinausgehen, die Länder Afghanistan und Ghana einbe­
ziehen und unter Beteiligung weiterer Wissenschaftler entstanden sind, werden in GIZ 
und KfW (im Druck) publiziert. Hinzuweisen ist ebenso auf GIZ (2015), wo weiterfüh­
rende Ergebnisse zu finden sind.
2. Kooperative Berufsbildungsstrukturen in Abgrenzung 
zu anderen Steuerungsformen beruflicher Bildung
Für die Gegenüberstellung gewachsener unterschiedlicher Lenkungsformen in der Be­
rufsbildung erscheint es in Anlehnung an das politikwissenschaftliche Analyseinstru­
mentarium zweckmäßig (vgl. Altrichter, Brüsemeister & Wissinger, 2007), analytisch 
zwischen der einseitigen staatlichen Lenkung, gesellschaftlichen Selbststeuerungen 
(Marktsteuerung) sowie kooperativen Steuerungsformen zu unterscheiden. Bei den 
real existierenden Lenkungsformen beruflicher Bildung handelt es sich zwar meist um 
Mehr ebenensysteme, die durch komplexe Interessenfindungs-, Entscheidungs- und 
Umsetzungsprozesse geprägt sind. Gleichwohl sind typische Ausprägungen erkennbar.
In Anlehnung an Greinert (1988, 1999, 2005) und Busemeyer & Trampusch (2012) 
überwiegen weltweit schulische Berufsbildungssysteme, in denen die Aufbau­ und Ab­
laufstrukturen und Modalitäten in der beruflichen Bildung allein durch staatliche Instan­
zen bestimmt und ausgefüllt werden und andere Interessen, beispielsweise der Arbeit­
geber­ und Arbeitnehmerverbände, nicht systematisch einbezogen werden. Im Rahmen 
staatlicher Regelungssysteme dominieren staatlich beaufsichtigte Schulen das Angebot 
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beruflicher Bildung. Alternativ dazu wird die berufliche Bildung häufig von der Prio­
rität unmittelbarer betrieblicher und individueller Interessen dominiert, es handelt sich 
um marktwirtschaftlich geprägte Ansätze. Es dominieren die betriebswirtschaftlichen 
Motive in der Ausgestaltung der Qualifizierung, so dass weitergehende gesamtwirt­
schaftliche, sozialpolitische und bildungspolitische Beweggründe der Nachwuchsqua­
lifizierung, Integration und Jugendbildung außen vor bleiben. Die rein staatlich gesteu­
erten schulischen Berufsbildungssysteme wiederum weisen in der Regel eine relativ 
starke Distanz zum Beschäftigungssystem auf und führen häufig zur Verschulung der 
Berufsbildung und zu Problemen beim Übergang in den Beruf und in die Erwerbs­
tätigkeit. Viele Länder mit einer hohen Jugendarbeitslosigkeit weisen solche Systeme 
auf. Deregulierte, informelle und marktbasierte trainings on the job wiederum vernach­
lässigen grundständige Fachqualifikationen und damit die Gewährleistung qualitativer 
Mindeststandards für verlässliche Chancen auf berufliche Mobilität und persön liche 
Entwicklung. Kooperative Formen der Regelung beruflicher Bildung vermitteln im ho­
hen Maße zwischen staatlichen Standardisierungsbedarfen einerseits und den betrieb­
lich, überbetrieblich, korporativ, regional und lokal vertretenen zusätzlichen Inter essen 
andererseits. Diese meist dem Subsidiaritätsprinzip gehorchenden Steuerungsmuster 
sind geprägt von Aushandlungs­ und Ausführungsregelungen, mit denen in den Fra­
gen der beruflichen Bildung die sozialen Akteure (Arbeitgeber­ und Arbeitnehmerver­
bände, Sektorinstitutionen, Berufsbildungsagenturen, Selbstverwaltungsorgane oder 
gesellschaftliche Vereinigungen, z. B. Genossenschaften oder Kammerorganisationen) 
ein hohes Maß unmittelbarer Entscheidungs­ und Gestaltungsmöglichkeit erhalten. Die 
Sozialpartner, Arbeitgeber und Arbeitnehmerverbände, verantworten die Berufsausbil­
dung in Kooperation mit den staatlichen Behörden – es gilt das Konsensprinzip. Privat­
wirtschaftlich handelnde Akteure erhalten aufgrund einer Aufgabenwahrnehmung im 
öffentlichen Interesse quasi öffentlich­rechtliche bzw. behördenartige Befugnisse. Ko­
operative Berufsbildungsstrukturen sind damit ein gutes Beispiel für moderne Politi­
kansätze (Governance), in denen eine Abkehr von einer top­down­Steuerung erfolgt 
und eine Hinwendung zu kollektiven Formen des Handelns in Mehrebenensystemen.
Die oben skizzierte modellartige Unterscheidung ist für die Identifikation und Be­
nennung von Regulierungsprinzipien in der beruflichen Bildung sehr hilfreich. Zugleich 
ist für die Beratung und Entwicklung in der beruflichen Bildung in verschiedenen Län­
dern evident, dass die realen Ausprägungen und Ausgestaltungsmöglichkeiten der Ein­
zelfälle eng im Kontext kultureller, historischer, ökonomischer und politischer Rahmen­
bedingungen stehen (vgl. Frommberger & Reinisch, 1999). Daher sind die Realfälle 
naturgemäß unterschiedlich und zugleich sehr viel komplexer als die Modellbetrach­
tungen. Auch stehen in den meisten Ländern sehr verschiedene Formen der berufli­
chen Bildung zusammenhangslos nebeneinander, junge Erwachsene können also in eine 
duale und kooperativ geprägte Ausbildungsform, in einen vollzeitschulischen Berufs­
bildungsgang oder in eine innerbetriebliche Qualifizierung wechseln.
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3. Zur Entwicklung kooperativer Berufsbildungsstrukturen
Die Entwicklung kooperativer Berufsbildungsstrukturen besitzt auch in der Ausrichtung 
der aktuellen Entwicklungszusammenarbeit in Deutschland eine hohe Bedeutung (vgl. 
BMZ, 2012). Es geht dabei nicht um den Transfer eines Berufsbildungssystems von 
einem Kontext in einen anderen. Vielmehr werden vor dem Hintergrund der Interes­
sen in den betroffenen Ländern Elemente weiterentwickelt, die zu einer Verbindung des 
schulischen und betrieblichen Lernens beitragen und insofern auch die Steuerungsebene 
betreffen. In den letzten Jahrzehnten wurde immer wieder versucht, Strukturen aufzu­
bauen, mit denen die Einbindung der Unternehmen über die kurzfristige Subventio­
nierung hinaus nachhaltig funktionieren sollte (vgl. Greinert, Heitmann & Stockmann, 
1997). Auch im Rahmen der Berufsausbildungspolitik der Organe der Europäischen 
Union (z. B. European Alliance for Apprenticeships, EAfA) und in einer zunehmen­
den Anzahl der OECD­Länder (vgl. OECD, 2010; Steedman, 2012) wird der koopera­
tive Ansatz präferiert. Weltweit gibt es sehr unterschiedliche Ansätze der Verbindung 
betrieblichen und schulischen Lernens und damit der Verbindung der Interessen zwi­
schen Staat und Markt in der beruflichen Bildung, die an den traditionellen Ansatz der 
betrieblichen Lehre bzw. des apprenticeship anknüpfen (vgl. Smith & Rauner, 2010). 
Neben den monetären Steuerungsansätzen, die über verschiedene Finanzierungsmodali­
täten auf die Anreizentwicklung für die Ausbildungsbeteiligung von Unternehmen oder 
die Bildungsnachfrage zielen, wird die Entwicklung kooperativer Berufsbildungsstruk­
turen vor allem durch die Institutionalisierung nationaler Berufsbildungsagenturen (3.1) 
und die Schaffung von Ordnungsmitteln (3.2) gefördert. Auf diese beiden Ansätze wird 
nachfolgend näher eingegangen.
3.1 Aufbau nationaler Berufsbildungsagenturen
Nationale Berufsbildungsagenturen sind als staatliche, halb­staatliche oder autonome 
Organisationen zentrale Akteure für die Entwicklung und Qualitätssicherung berufli­
cher Bildung. Sie sind gleichzeitig eine Vermittlungsinstanz zwischen Staat und Wirt­
schaft. Die Bezeichnungen dieser Organisation sind sehr unterschiedlich, beispielsweise 
TVET Authority, TVET Agency, Agency for VET, Training Authority, Skills Author­
ity, Skills standard authority, Work force Authority, Vocational education commission, 
National Training Authority, Education and Training Board, Sectoral Training Board, 
National VET Council et cetera (vgl. GIZ, 2015). In der englischsprachigen Fachlitera­
tur wird häufig die Bezeichnung „National Training Authorities“ gewählt, so zum Bei­
spiel bei Lauglo (2009).
Nationale Berufsbildungsagenturen sind häufig staatlich gelenkte Einrichtungen, die 
einem bestimmten Ministerium zugeordnet sind, z. B. dem Ministerium für Arbeit oder 
dem Bildungsministerium. In den Vorständen bzw. Leitungen der nationalen Berufsbil­
dungsagenturen sind die privatwirtschaftlichen Akteure vertreten, also vor allem Ar­
beitgeber­ und Arbeitnehmervertretungen. Eine Herausforderung, insbesondere in Ent­
362 Thementeil
wicklungsländern, liegt darin, ausreichend organisierte privatwirtschaftliche Akteure 
vorzufinden bzw. in diese Aufgabenwahrnehmung einzubinden.
Ein typisches Beispiel aus der Wirtschafts­ und Berufsbildungsgeschichte sind die 
traditionellen Zünfte und Gilden, mit denen sich eine soziale und rechtliche Überfor­
mung der „Urgestalt beruflichen Lehrens und Lernens“ (Zabeck, 2006) und damit der 
einzelbetrieblichen Interessen und Entscheidungen durchgesetzt hatte. Dort wurde die 
Vertragsfreiheit des einzelnen Lehrherrn und der Eltern der zur Lehre vorgesehenen 
Kinder durch Vorgabe von kollektivrechtlichen Standards eingeschränkt.
Für den internationalen Vergleich von Berufsbildungssystemen und die Erklärung 
der Entwicklung dualer Ausbildungsstrukturen, in denen das betriebliche Lernen in ein 
öffentlich­rechtliches System eingebunden wird, verweist Schriewer (1986) auf die be­
sondere Rolle der intermediären Instanzen, die nur in wenigen Ländern ihre Bedeutung 
in der Berufsbildung entfalten konnten. Dort, wo diese Einrichtungen im Rahmen der 
sozio­ökonomischen Entwicklungen und der Durchsetzung der Gewerbefreiheit keine 
Rolle erhalten oder wiedergewinnen konnten, gibt es in der Regel auch keine veran­
kerten beruflichen Bildungssysteme im Sinne von Mischsystemen mit systematisch 
angelegten alternierenden Qualifizierungsansätzen zwischen Schule und Betrieb. Die 
Einrichtung Nationaler Berufsbildungsagenturen dient dann im Rahmen von Berufs­
bildungsreformansätzen dazu, die überwiegend staatlich gelenkten schulischen Ausbil­
dungssysteme enger an die Interessen und Mitgestaltung der betrieblichen Akteure und 
Sozialpartner zu binden und eher liberale und ungeordnete, marktorientierte Systeme 
der einzelbetrieblichen Erstqualifizierung in ein transparentes und stärker standardisier­
tes, öffentliches Angebot der beruflichen Aus­ und Weiterbildung unter Beteiligung der 
verschiedenen Interessen zu transformieren.
3.2 Entwicklung von Ordnungsmitteln
Die Ordnungsarbeit, insbesondere in Hinsicht auf die Entwicklung von Ordnungsmit­
teln für die Bestimmung von Ausbildungsberufen und zugehöriger Ausbildungsinhalte, 
ist von besonderer Bedeutung für die Herausbildung und Aufrechterhaltung einer be­
trieblich­beruflichen Berufsausbildung und damit für das Zusammenwirken zwischen 
Staat und Wirtschaft im Rahmen kooperativer Berufsbildungsstrukturen. Diese Bedeu­
tung konnten historiographische Arbeiten zeigen (vgl. Greinert, Hanf, Schmidt & Strat­
mann, 1987; Greinert, 1999; Gewande, 2000).
Ordnungsmittel für die Berufsbildung können hinsichtlich ihrer strukturellen und 
inhaltlichen Ausrichtung und ihres Geltungsbereiches sehr unterschiedlich ausgeprägt 
sein (vgl. Frommberger, 2013). Dort, wo das schulische berufliche Lernen stärker mit 
dem betrieblichen Lernen verbunden werden soll, werden die Curricula stärker auf die 
betrieblichen Anforderungen gerichtet. Und dort, wo das betriebliche und informelle 
Lernen on the job transparent gestaltet und in den Zusammenhang mit öffentlich­recht­
lichen Abschlussstrukturen gebracht werden soll, werden (zunächst) Prüfungsstandards 
entwickelt, die als Referenzen für die Zertifizierung von nachgewiesenen Kompetenzen 
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dienen. Die Beteiligung an der Auswahl und Bestimmung der curricularen Elemente 
führt zur Verbesserung des Engagements des Privatsektors (vgl. Heitmann, 2014, S. 72).
Ein sehr wichtiges Merkmal kooperativer Berufsbildungsstrukturen liegt in der 
Überschaubarkeit, Transparenz und landesweiten Anerkennung der beruflichen Aus­ 
und Weiterbildungsabschlüsse. Auf dem Arbeitsmarkt stellen sie als Qualifikationsstan­
dards verlässliche Orientierungsgrößen hinsichtlich der angebotenen und nachgefragten 
Qualifikationen dar (vgl. Deißinger, 2009). Diese „Signalfunktion“ (vgl. Voss-Dahm, 
2011; Georg & Sattel, 2006) beruflicher Abschlüsse für Schulabsolvent/­innen und Ar­
beitgeber ist in kooperativen Berufsbildungssystemen ein wichtiges Merkmal und 
‚schmiert‘ die Scharniere zwischen Schule, Berufsausbildung und Beschäftigung.
Der Aufbau dieser hier skizzierten Mechanismen ist aufwendig und benötigt viel 
Zeit. Üblicherweise wird versucht, wie oben bereits erwähnt, zunächst Zertifizierungs­
systeme zu entwickeln, beispielsweise in Anlehnung an das englische NVQ­System, um 
auf dieser Basis langfristig eine stärkere landesweite Kanonisierung beruflicher Qualifi­
zierung und Bildung herbeizuführen (vgl. Frommberger, 2005a, 2005b). Derzeit werden 
weltweit Versuche unternommen, die ‚Kompetenzen‘, respektive Abschlüsse, die in der 
allgemeinen, hochschulischen und beruflichen Bildung sowie informell vermittelt und 
erworben werden können, in einem bildungsbereichsübergreifenden Qualifikations-
rahmen abzubilden. Im Kern liegt die Idee der Qualifikationsrahmen in der landeswei­
ten Transparenzschaffung und Herstellung einer Ordnung der Abschlüsse, insbesondere 
dort, wo ein Berechtigungssystem nicht existiert und eine fragmentierte Situation vor­
herrscht (vgl. Baumann, 2012).
4. Zwei Fallbeispiele: Berufsbildungsstrukturen 
in Südafrika und Brasilien
4.1 Fragestellung und Auswahl der Länder
Grundsätzlich liegen kaum wissenschaftlich aufbereitete Erkenntnisse zu den Erfah­
rungen mit der Entwicklung kooperativer Berufsbildungsstrukturen in ausgesuchten 
Entwicklungs­ und Schwellenländern vor. Nachfolgend werden Informationen zu den 
Ländern Südafrika und Brasilien präsentiert. Diese Darstellungen beziehen sich aus­
schließlich auf die Erfahrungen mit der Einbindung von Akteursinteressen in die Steue­
rung beruflicher Bildung auf Basis von verfassungsrechtlichen Bestimmungen, und 
zwar in Ländern, in denen historisch bedingt keine kooperativen Steuerungsmechanis­
men gewachsen sind. Es werden hier beispielhaft Schwierigkeiten dargestellt, die mit 
der Einbindung dieser Interessen verbunden sind.
Im Rahmen der politischen und ökonomischen Veränderungen Südafrikas nach dem 
Fall des Apartheidregimes und Brasiliens im Anschluss an die Militärdiktatur wur­
den in beiden Ländern meist dem Tripartismus entsprechende paritätische Mitbestim­
mungsstrukturen auch für die Berufsbildung geschaffen. In Südafrika hatten koloniales 
Erbe und Apartheid die Bildungs­ und Wirtschaftspolitik sowie die gesellschaftliche 
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und politische Teilhabe bzw. Nichtteilhabe der Bevölkerungsmehrheit bestimmt. Da­
bei war nicht nur eine ethnisch bedingte Bildungs­ und Arbeitsmarktsegmentation her­
vorgerufen worden, sondern auch eine entsprechende Polarisierung der Steuerungsor­
gane in der beruflichen Bildung (vgl. Akoojee, Gewer & McGrath, 2005). In Brasilien 
war die berufliche Bildung in den 30er und 40er Jahren des 20. Jahrhunderts institutio­
nell neu geordnet worden, im Ergebnis existierten schulische Angebote in öffentlicher 
Hand neben den privatwirtschaftlichen Angeboten des so genannten S­Systems.1 Es 
dominierten ein staatszentrierter Korporatismus und eine staatlich gelenkte Industria­
lisierung. Soziale Akteure, insbesondere die Gewerkschaften, wurden langfristig mar­
ginalisiert. Industrielle Eliten im autoritären Estado Novo Regime (1937 – 1945) unter 
Getúlio Vargas lehnten eine traditionelle Lehrlingsausbildung ab (vgl. Weinstein, 1996; 
Collier & Collier, 1991; Fausto & Fausto, 2014).
In beiden Ländern sind kämpferische Arbeiterbewegungen maßgeblich an den je­
weiligen Demokratiebewegungen in den 1970er und 1980er Jahren beteiligt gewesen, 
deren Absicht nicht nur im Sturz der Unrechtsregime lag, sondern mit Blick auf die 
Historie der Exklusion vor allem auf die Durchsetzung gesellschaftlicher und politi­
scher Teilhabe für die gesamte Bevölkerung zielten (vgl. Sluyter­Beltrão, 2010). Die 
Verfassungen von Brasilien (von 1988) und von Südafrika (von 1996) reflektieren ex­
plizit diese Forderungen und tragen somit auch dem jahrzehntelangen Ausschluss zivil­
gesellschaftlicher Interessen Rechnung, so auch in Bezug auf die Steuerung beruflicher 
Bildung.
Anhand dieser Länderbeispiele können typische Herausforderungen beim Aufbau 
kooperativer Steuerungsmechanismen aufgezeigt werden. Die Informationen zu den 
Länderbeispielen sind im Rahmen von problembezogenen Länderstudien entstanden, 
und zwar auf der Basis von qualitativen Datenerhebungs­ und Auswertungsansätzen 
(Literaturanalysen und Experteninterviews) teils vor Ort.
4.2 Südafrika
Im Kontext der Transformation Südafrikas hin zu einer demokratischen Republik wurde 
auch die Berufsbildung in den letzten zwei Jahrzehnten in eine Reihe von Reform­
maßnahmen einbezogen. Die anhaltende Restrukturierung des gesamten südafrikani­
schen Bildungsapparats, so wie es die südafrikanische Verfassung von 1996 vorsieht, 
erfolgt u. a. auf Basis des Prinzips der Teilhabe bzw. Demokratisierung (Republic of 
Southafrica, 1996). Damit wurde zumindest formal die Grundlage für eine koopera­
tive Steuerung in der beruflichen Bildung geschaffen. Der betriebliche Anteil beruf­
licher Ausbildung wird in Südafrika durch Sector Education and Training Authorities 
(SETAs) koordiniert und überwacht. Die SETAs bilden somit ein Kernstück der südafri­
1 Das S­System wurde 1942 mit der Gründung des Nationalen Ausbildungsservice für die In­
dustrie SENAI (Serviço Nacional de Aprendizagem Industrial) eingerichtet und besteht bis 
heute (für zusätzliche Informationen vgl. auch Manfredi, 2002, S. 179 – 206).
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kanischen Berufsbildung. Auf Basis des National Skills Development Act (Republic of 
South Africa, 1998) erfolgte im Jahr 2000 die Einrichtung der SETAs, von denen der­
zeit in Südafrika 21 existieren. Der Einrichtung der SETAs ging eine von südafrikani­
schen Gewerkschaften angestoßene und von Unternehmern und anderen Stakeholdern 
aufgenommene Debatte um die Mitbestimmung in der beruflichen Bildung voraus, die 
bereits Anfang der 1990er aufgekommen war (vgl. Marock, Harrison­Train, Soobrayan 
& Gunthorpe, 2007, S. 49). SETAs unterstehen dem Department for Higher Education 
and Training (DHET) und werden jeweils von einem Gremium, den SETA­Boards, ge­
leitet, die mit Vertretungen aus Arbeitgeber­ und Arbeitnehmerorganisationen und der 
Regierung und anderen Akteuren, die vom Minister des DHET autorisiert wurden, be­
setzt sind (vgl. Republic of South Africa, o. J.). Die SETAs stellen in Südafrika die 
staatlich gelenkten Berufsbildungsagenturen dar. Die insgesamt 21 SETAs bekommen 
80 Prozent der Einnahmen aus einer Umlagefinanzierung zugewiesen. Die Umlage­
finanzierung wurde 1999 mit dem Skills Development Levies Act etabliert.2 Außer­
dem kann an die SETAs Geld aus dem National Skills Fund3 gezahlt werden. Darlehen, 
Spenden und andere Einnahmen zum Beispiel aus Kapitalanlagen sind ebenso als Fi­
nanzierung zulässig sowie Einnahmen der SETAs aus den Dienstleistungen, die sie an­
bieten (vgl. Republic of South Africa, o. J.). Die SETAs entwickeln und implementie­
ren für ihre jeweiligen Sektoren jährlich einen Arbeitsplan, der sich an der aktuellsten 
nationalen Qualifizierungsstrategie orientiert. Sie identifizieren Qualifizierungsbedarfe 
und betreiben das Monitoring bezüglich der Ausbildungsinitiativen in Unternehmen in 
ihren jeweiligen Sektoren. Unternehmen müssen bei den SETAs Pläne für die Ausbil­
dung am Arbeitsplatz und jährliche Ausbildungsberichte einreichen, die von den SETAs 
überprüft werden (vgl. Republic of South Africa, o. J.). Die Praxisanteile von Learner­
ships4 und von anderen berufsqualifizierenden Abschlüssen, die meist in Kooperation 
mit Further Education and Training (FET) Colleges erlangt werden, werden über die 
SETAs koordiniert. SETAs koordinieren auch die Ausschüttung von Subventionen an 
ausbildende Unternehmen, Ausbildungsfördergeldern an die Lernenden sowie alle an­
deren finanziellen Zuwendungen (vgl. Marock et al., 2007, S. 55). Diese Berufsbil­
dungsagenturen sind dar über hinaus das Bindeglied zum Quality Council for Trades 
and Occupations (QCTO) (zuständig für die Entwicklung von Ausbildungsstandards) 
und zur National Skills Authority (verantwortlich für die Entwicklung und Implemen­
tierung nationaler Strategien und Programme für die berufliche Bildung) (vgl. Republic 
of South Africa, o. J.).
2 Unternehmen, deren Gesamtsumme für ausgezahlte Löhne R500 000 übersteigt, zahlen mo­
natlich 1 % der Lohnsumme an ein zentrales Organ, den South African Revenue Service 
(SARS). Dieser verteilt 80 % der Zuwendungen an die SETAs und 20 % an den National 
Skills Fund. Die Unternehmen sind je nach Art ihrer Tätigkeit den einzelnen Ausbildungssek­
toren, die von den SETAs abgedeckt werden, zugeteilt (vgl. Republic of South Africa – De­




Seit seiner Einrichtung ist das SETA­System immer wieder kritisiert worden. In einer 
umfassenden Überprüfung der SETAs in 2011 kam eine Reihe von Problemen ans Licht, 
die für weitere Reformen der SETAs sorgten (vgl. Parliamentary Monitoring Group, 
2011). Unternehmen, die nicht in der Lage sind, die Abgabe für die Umlagefinanzie­
rung zu zahlen, sind schwerlich in die Ausbildungslandschaft Südafrikas zu integrieren. 
Zudem werden Finanzen aus der Umlagefinanzierung fehlgeleitet. Grundsätzlich be­
klagen die SETAs finanzielle Engpässe, die sie daran hindern, die politisch vorgegebe­
nen Ausbildungsquoten zu erfüllen (vgl. Parliamentary Monitoring Group, 2011). Die 
geographische Abdeckung der SETAs ist lückenhaft, Teile des Landes und der Bevöl­
kerung werden nicht erreicht. Die Sektorausrichtung der SETAs steht außerdem im Wi­
derspruch zu sektorübergreifend angelegten staatlichen Ausbildungsprogrammen. Mo­
niert wird auch die mangelnde Kooperation und Koordination zwischen den SETAs und 
eine mangelnde Transparenz seitens des Ministeriums bezüglich bürokratischer Vor­
gänge (vgl. Parliamentary Monitoring Group, 2011). Korruption und falsche Erwartun­
gen der involvierten Akteure, z. B. mit Blick auf Aufgaben, Pflichten und Entlohnung, 
sowie mangelnde Expertise im Bereich Berufsbildung führen zu fehlender Führungsbe­
reitschaft und hoher Personalfluktuation in den SETA­Boards. Vorsitzende der Boards 
sind sich unklar über ihre Rolle (vgl. Parliamentary Monitoring Group, 2011). Letztlich 
beinhaltet der Skills Development Act als gesetzliche Basis für das SETA­System keine 
Details dazu, wie die Repräsentation der einzelnen Interessengruppen in den SETA­
Boards geregelt werden sollte, und gibt keine Auskunft darüber, wie Repräsentations­
konflikte zu lösen sind oder was potentielle Mitglieder der Boards für eine Ernennung 
qualifiziert oder disqualifiziert (vgl. Marock et al., 2007, S. 60).
4.3 Brasilien
Die politischen und sozio­ökonomischen Umbrüche der späten 1980er und frühen 
1990er Jahre provozierten eine Debatte über die Zukunft der Bildung und Berufsbil­
dung in Brasilien, u. a. vor dem Hintergrund einer Ausweitung sozialer Rechte, aber 
auch mit Blick auf die Veränderungen am Arbeitsmarkt (vgl. Manfredi, 2002). Nach 
dem Ende der Militärdiktatur wurden ab der Mitte der 1990er Jahre vor allem die Insti­
tutionen der staatlich geregelten vollzeitschulischen beruflichen Bildung neu geordnet 
(vgl. Manfredi, 2002; Lima & Lopes, 2005; Frigotto, Ciavatta & Ramos, 2005; Leite, 
Mello & Chieco, 2009). Ähnlich der Situation in Südafrika sieht die brasilianische Ver­
fassung von 1988 die Einrichtung einer Vielzahl von partizipativen Räten und Kommis­
sionen vor, die in diversen Politikfeldern etwa die Verteilung von finanziellen Ressour­
cen und die Implementierung von Programmen überwachen (Presidência da República, 
1988). Die Verfassung von 1988 sieht erstmals die Unterstützung von Arbeitslosen vor.5 
Vor diesem Hintergrund wurde 1990 mit dem Gesetz Nummer 7 998 der Fonds zur Un­
5 Die Verfassung von 1946 nahm sich als erstes dem Thema Arbeitslosigkeit an, jedoch wurden 
dort verankerte Maßnahmen nie umgesetzt (vgl. Campos, 2013).
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terstützung von Arbeitnehmern, FAT (Fundo de Amparo ao Trabalhador), eingerichtet 
(vgl. Campos, 2013). Der FAT ist eine Einrichtung des brasilianischen Ministeriums 
für Arbeit und Beschäftigung MTE (Ministério do Trabalho e Emprego) (vgl. Ministé­
rio do Trabalho e Emprego, o. J.). Im Sinne eines Verwaltungsrats des FAT agiert der 
ebenfalls 1990 eingerichtete CODEFAT (Conselho Deliberativo do Fundo de Amparo 
ao Trabalhador). CODEFAT ist ein paritätisch besetztes Organ und besteht aus je drei 
Arbeitnehmer­ und Arbeitgebervertretungen, einem Repräsentanten des MTE, des So­
zialministeriums (Ministério da Previdência e Assistência Social) und der Nationalen 
Entwicklungsbank Brasiliens (Banco Nacional de Desenvolvimento Econômico e So­
cial, BNDES) (vgl. Ministério do Trabalho e Emprego, o. J.). Die wichtigste Aufgabe 
des CODEFAT ist die Ausarbeitung von Richtlinien und die Verteilung der monetären 
Ressourcen aus dem FAT. Außerdem evaluiert CODEFAT die sozialen Auswirkungen 
verschiedener Programme, auch im Zusammenhang mit politischen Strategien (vgl. Mi­
nistério do Trabalho e Emprego, o. J.). Unter der Programmlinie ‚Seguro-Desemprego‘ 
werden Ausbildungs- und Requalifizierungsmaßnahmen finanziert, aber auch Berufs­
orientierungs­ und Arbeitsvermittlungsprogramme. Berufsbildungsinitiativen richten 
sich in erster Linie an gesellschaftliche Gruppen, die auf dem Arbeitsmarkt benachtei­
ligt werden. Die Aktivitäten werden auf Basis der von der nationalen Regierung ent­
wickelten Qualifizierungsstrategien im Rahmen brasilianischer Arbeitsmarktpolitik 
durchgeführt (vgl. Ministério do Trabalho e Emprego, o. J.). Die Aktivitäten werden 
außerdem dezentral implementiert, in Zusammenarbeit mit der nationalen Arbeitsagen­
tur SINE (Sistema Nacional de Emprego), anderen von den Staaten oder Kommunen 
beauftragten Entitäten, dem MTE und den lokalen Arbeitskommissionen. Letztere sind, 
wie CODEFAT, von Arbeitnehmer­ und Arbeitgeberorganisationen sowie Regierungs­
vertretern paritätisch besetzte Gremien (vgl. Ministério do Trabalho e Emprego, o. J.).
Problematisch gestaltet sich vor allem die Beziehung zwischen CODEFAT auf der 
nationalen Ebene und den Arbeitskommissionen auf der lokalen Ebene. Das MTE ver­
hindert mit der Bewahrung hierarchischer Strukturen die Stärkung der lokalen Entitäten, 
während dem CODEFAT vorgeworfen wird, wenig Interesse an einer Vernetzung mit 
den lokalen Gremien zu zeigen (vgl. Balestro, 2011, S. 13). Außerdem werden die Ar­
beitskommissionen häufig lediglich als ein bürokratischer Apparat und so als eine bloße 
Reaktion auf die Vorgabe, Gremien zu schaffen, gesehen (vgl. Balestro, 2011, S. 13). 
Ein weiteres Problem bezüglich der Arbeit des CODEFAT stellt die mangelnde Ab­
stimmung zwischen Arbeitsmarktbedarf und Bildungsprogrammen dar (vgl. Balestro, 
2011, S. 12). Darüber hinaus ist die ideologische Fragmentierung der brasilianischen 
Gewerkschaftslandschaft problematisch. Die begrenzten Plätze im CODEFAT sowie in 
den Kommissionen auf lokaler Ebene müssen unter den verschiedenen Dachverbän­
den aufgeteilt werden,6 was die Konsensbildung unter Arbeitnehmervertretungen er­
schwert und Arbeitnehmerinteressen gegenüber den homogeneren Arbeitgeber­ und 
Regierungsinteressen schwächt. Letztere haben außerdem einen Vorteil bezüglich des 
Zugangs zu Informationen (vgl. Moraes, 2000).
6 Es gibt derzeit fünf offiziell anerkannte gewerkschaftliche Dachverbände in Brasilien.
368 Thementeil
Ähnlich wie in Südafrika hat die Bildung der in der Verfassung vorgesehenen Mitbe­
stimmungsgremien auch in Brasilien zunächst deutlich gemacht, dass die Abgeordneten 
wenig vorbereitet und mit mangelnder Expertise ihre Aufgaben wahrgenommen haben 
(vgl. CUT, 2002). Eine umfassendere Einbindung von zivilgesellschaftlichen und spe­
ziell Arbeitnehmerinteressen über die Arbeitsmarkt­ und Arbeitslosenpolitik erfolgte in 
der jüngeren Vergangenheit in Brasilien dann, wenn durch CODEFAT im Rahmen von 
Qualifizierungsstrategien der Regierung finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt wor­
den waren, die es diversen Akteuren (etwa Gewerkschaften, kirchlichen Einrichtungen, 
Nicht­Regierungsorganisationen) erlaubten, eigene Programme zu entwickeln, durch­
zuführen und zu evaluieren (vgl. Manfredi, 2002). Es ist also fraglich, ob in Brasi­
lien die Einrichtung von partizipativen Instanzen eine nachhaltige systematische Betei­
ligung in der Planung, Durchführung und Kontrolle beruflicher Bildung im Sinne einer 
kooperativen Steuerung auf längere Sicht hervorrufen kann.
5. Fazit
Es wird davon ausgegangen, dass die Übergänge zwischen Ausbildung und Beschäfti­
gung besser funktionieren und die Akzeptanz der Inhalte und Abschlüsse, die in der be­
ruflichen Bildung vermittelt werden, stärker ausgeprägt ist, sofern es gelingt, die Wirt­
schaft, also Arbeitgeber­ und Arbeitnehmerinteressen, an der Planung, Durchführung 
und Kontrolle beruflicher Bildung zu beteiligen und in ein System öffentlich­rechtlicher 
Steuerung einzubinden. Kooperative Berufsbildungsstrukturen, in denen die Interessen 
zwischen staatlichen und privatwirtschaftlich agierenden Akteuren abgestimmt werden, 
tragen dazu bei, diese Ansprüche zu realisieren.
Für das Zusammenwirken zwischen Staat und Markt und zwischen Schule und Be­
trieb gibt es jedoch sehr unterschiedliche Umsetzungsformen. Insofern wird in dem 
vorliegenden Beitrag auch nicht angenommen, dass allein die Form der dualen Berufs­
ausbildung, die dem Berufsprinzip folgt, insbesondere im deutschsprachigen Bereich 
verankert ist und kooperativ gesteuert wird, die alleinige Umsetzungsvariante in ande­
ren Ländern mit verschiedenartigen Traditionen und Kulturen darstellen könnte. Curri­
culare Strukturierungsansätze, nationale Berufsbildungsorganisationen, Finanzierungs­
modalitäten, die Ausbildungs­ und Unterrichtsorganisation und andere Dinge können 
sehr verschiedenartig ausgestaltet sein. Im Vordergrund stehen die Entwicklungsheraus­
forderungen unter den jeweils gegebenen landestypischen Bedingungen.
In den meisten Ländern sind staatliche und schulische Ansätze vorzufinden, die 
meist isoliert neben inner- und einzelbetrieblichen Qualifizierungsgewohnheiten liegen. 
Zentral für die Entwicklung kooperativer Berufsbildungsstrukturen ist also die Frage, 
wie diese existierenden, regulierten und nicht regulierten Ansätze nachhaltig verbunden 
werden können. Im Kern stellt sich damit für die Weiterentwicklung der Berufsbildung 
eine Frage, die auch für andere gesellschaftliche Teilbereiche virulent ist (Wirtschafts­ 
und Beschäftigungssysteme, Gesundheitssysteme, Sozialsysteme) und in verschiede­
nen Kulturen ganz unterschiedlich beantwortet wird: Wie können staatliche und gesell­
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schaftlich gewünschte und zweckmäßige Regulierungsansprüche mit einer notwendigen 
privatwirtschaftlichen Gestaltungsfreiheit verknüpft werden ? Insofern geht es auch in 
der Berufsbildung um Mitsprache und Beteiligung der handelnden Akteure an der Pla­
nung und Kontrolle der Aktivitäten in der Berufsbildung.
Dort, wo kooperative Ansätze traditionell nicht existieren, sind die mittel­ bis lang­
fristigen direkten und indirekten Nutzenaspekte der Beteiligung an einer auch gesamtge­
sellschaftlich und volkswirtschaftlich ausgerichteten Qualifizierungsstrategie von ein­
zelbetrieblicher Seite oft nicht zu erkennen (vgl. Niederalt, Schnabel & Kaiser, 2001). 
Den Akteuren in staatlich gelenkten schulischen Ausbildungssystemen wiederum fällt 
es in der Regel schwer, Bildungsansprüche zugunsten betrieblicher Verwertungsinteres­
sen zurückzustellen. Die Berufsbildungspolitik hat im Zusammenhang mit dem Erhalt 
und der Weiterentwicklung der Berufsausbildung also die Aufgabe, eine Balance herzu­
stellen: Einerseits ist die Durchsetzung ausbildungshemmender Vorschriften zu vermei­
den, um die Beteiligung der Unternehmen zu ermöglichen. Andererseits sind die ord­
nungspolitischen Normierungen für die nachhaltige Qualitätssicherung der beruflichen 
Bildung notwendig, um die gesamtwirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ansprüche 
und staatlichen Fürsorgepflichten zu gewährleisten.
Die Nationalen Berufsbildungsagenturen übernehmen in diesen Zusammenhängen 
eine zentrale Steuerungsfunktion. Sie dienen als Regulierungsinstanz mit wichtigen In­
formations­, Vermittlungs­ und Vergabeaufgaben. Sie stellen eine vermittelnde Instanz 
zwischen ordnungspolitisch motivierten öffentlich­rechtlichen Interessen und markt­
wirtschaftlichen Handlungslogiken dar. Die vorgestellten Länderbeispiele können zei­
gen, wie schwierig die Schaffung von funktionierenden Vermittlungsstrukturen zwi­
schen Staat und Wirtschaft sind. In Südafrika hat sich die Repräsentation von breiten 
gesellschaftlichen Interessen in einer Vielzahl von Gremien, Foren und Programmen 
zwar verfestigt und Instanzen wie die SETAs spielen eine zentrale Rolle in der südafri­
kanischen Berufsbildung. Doch die sichtbaren Diskrepanzen zwischen allgemeinen zi­
vilgesellschaftlichen und konkreten privatwirtschaftlichen Interessen führen zu Steue­
rungsproblemen. Das Beispiel Brasilien wiederum macht deutlich, wie unterschiedlich 
stark die Einbindung der verschiedenen privatwirtschaftlichen Interessen ausfällt, ins­
besondere im Vergleich der Arbeitgeber­ und Arbeitnehmerverbände. Dort sind die Ar­
beitgeber traditionell sehr viel stärker in die Fragen der beruflichen Bildung eingebun­
den. Die Arbeitnehmerseite ist kaum in der Lage, abgestimmt und einheitlich im Feld 
der beruflichen Bildung zentrale Interessen zu vertreten. Diese Situation, die geringfü­
gig ausgeprägte Beteiligung oder Beteiligungsmöglichkeit der Arbeitnehmerinteressen, 
ist in vielen Ländern ausgeprägt. Zugleich sind es insbesondere die Gewerkschaften, 
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Abstract: Throughout the world, we can observe the development of cooperative control 
mechanisms that serve the linking of state-controlled and market-oriented approaches to 
vocational qualification. A special challenge lies in the sustainable inclusion of companies 
in vocational education and in taking into account organized employer and employee in-
terests. The present contribution presents control models on an international scale, typ-
ical approaches to the development of cooperative forms of governance in vocational 
education, and concrete experiences gained in two emerging nations (Brazil and South 
Africa).
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